
III. Empirisch ermittelbare Ausprägung von Lesegewohnheiten
und Leseverhalten

Eine erste empirische literatursoziologische
DDR-Untersuchung, verfaßt von einer Hallen-
ser Forschergruppe um Dietrich Sommer, dis-
kutiert recht instruktiv Leseverhalten, Lektü-
regewohnheiten und literarische Interessen
in der dialektischen Verschränkung von so-
zialen und ästhetischen, gesellschaftlichen
und literarischen Bestimmungsfaktoren an-
hand systematisch präsentierter Befragungs-
daten ). Sie17 ist „repräsentativ" für die beiden
DDR-Bezirke Halle und Leipzig und mithin
für etwa ein Fünftel der DDR-Gesamtbevöl-
kerung (ab 14 Jahre) in zwei industriellen Bal-
lungsregionen ).18
Das zugrunde liegende Datenmaterial stammt
aus dem Jahr 1970. Während eine Folgeunter-
suchung mit Befragungsdaten des Jahres 1978
vor allem auf den Komplex „ästhetische Er-
fahrung" abhebt ), gibt es darüber hinaus
noch
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eine für die gesamte DDR-Bevölkerung
ab 15 Jahre repräsentativ angelegte, durchaus
bundesdeutschen Buchmarktstudien ver-
gleichbare Befragung der Abteilung Bedarfs-
forschung des Leipziger Kommissionsgroß-
buchhandels für 1976/77. Sie gibt Einblicke
über das Lesen, Kaufen und Leihen von Bü-
chern in der DDR. Folgt man den in mehreren
größeren Beiträgen im Leipziger „Börsenblatt
für den Deutschen Buchhandel" 1979/80 ver-
öffentlichten Angaben und Befragungsergeb-
nissen, dann bestätigt sich eine kürzlich von
Bodo Franzmann im „Kulturpolitischen Wör-
terbuch" vertretene These, derzufolge es
„keine Anhaltspunkte" dafür gebe, „daß in der
DDR ein größerer Prozentsatz der Bevölke-
rung regelmäßig liest (D. Sommer, 1978)“20), al-
lerdings nicht. Denn auch die DDR-repräsen-
tative Studie zum Leseverhalten ergab einen
Prozentsatz von Bücherlesern von 74 Pro-
zent21)- (D. h., die Befragten hatten im letzten

2) D. Löffler, (Anm. 4), S. 91.
23’) Vgl. D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 19), S. 37, Ta-
belle 7.
24) K. Teckentrup, (Anm. 4), S. 268, Tabelle 12.
25) D. Löffler, (Anm. 4), S. 91; D. Sommer u. a. (Hrsg.),
(Anm. 19), S. 52.

20o ) B. Franzmann, Lesen, in: W. R. Langenbucher
u. a. (Hrsg.), (Anm. 8), S. 469.
21) K. Teckentrup, (Anm. 4), S. 266, Tabelle 9.

Jahr vor der Befragung mindestens ein Buch
gelesen.) Im Bevölkerungsdurchschnitt der
DDR wurden von dieser bücherlesenden
Mehrheit etwa acht bis neun Bücher gelesen
— und etwa 15 Prozent der DDR-Bürger ab 15
Jahre lasen 1976/77 mehr als zwei Bücher pro
Monat22).
Gewiß ist das Lesen — speziell von Büchern
— auch in der DDR in hohem Maße sozial
erwünscht, so daß auch hier (vergleichbar der
Bundesrepublik Deutschland) ein besonderer,
auffälliger Unterschied zwischen Wollen
(Lektüreabsicht) und Handeln (Ausmaß von
Buchlektüren) existiert. 33 Prozent der Be-
fragten teilten 1977 mit, sie würden gern öfter
insbesondere fiktionale Texte (Romane, Er-
zählungen, Lyrik) lesen, als sie es tatsächlich
tun, und speziell Romane, Erzählungen und
Gedichte werden in der DDR als Lektüren
eher geschätzt als Fachzeitschriften bzw. wis-
senschaftliche Fach- und Sachbücher23).
Diese ausgeprägte Wertschätzung der Lek-
türe fiktionaler Texte als besonderer Freizeit-
beschäftigung spiegelt sich sowohl in der er-
fragten allgemeinen Einstellung zum Bücher-
lesen mit den entsprechenden Antworten (je-
weils mehr als die Hälfte der repräsentativ
befragten DDR-Bürger ab 15 Jahre verwiesen
auf Antworten wie „gehört zur Allgemeinbil-
dung" [ca. 70 Prozent], „erwarte geistige Anre-
gungen" [ca. 56 Prozent] und „lese, um mich zu
entspannen" [ca. 53 Prozent]24)) als auch in den
Antworten, die die Hallenser Forschergruppe
1970 und 1978 erhielt. Hier waren es 50,7 Pro-
zent (1970) und 52,3 Prozent (1978), die in Hal-
le-Leipzig bzw. als Beschäftigte des Leuna-
Werks „Walter Ulbricht“ zum jeweiligen Be-
fragungsdatum ein Buch lasen. Dem standen
allerdings 29,5 Prozent einer vergleichbaren
Stichprobe bei Genossenschaftsbauern aus
dem Kreis Querfurt (1978)25) gegenüber.
Die hier angedeuteten sozialen Differenzie-
rungen im aktuellen Lektüreverhalten der
DDR-Bevölkerung sind — über den Stadt-
Land- und Arbeiter-Bauern-Komplex hinaus
— anhand des empirischen Befragungsmate-
rials der Hallenser Forschergruppe so zusam-
mengefaßt:



Ähnliche soziale Differenzierungen ergeben
sich auch bei der repräsentativen Befragung
1977 hinsichtlich von Buchentleihungen aus
öffentlichen Bibliotheken und im Freundes-,
Kollegen- und Bekanntenkreis26).
Betrachtet man wesentliche Determinanten
zur Herausbildung und Festigung von Lese-
verhalten und Lektüreinteressen sowie deren
Motivierung in der DDR, so scheint die wich-
tigste Scheidegrenze zwischen (regelmäßigen)
Lesern mit ausgeprägten Leseinteressen und
Lektüreansprüchen einerseits und verge-
wohnheitlichten Nichtlesern von Büchern im
Zehn-Klassen-Schulabschluß zu liegen (ähn-
lich den mittleren Bildungsabschlüssen in der
Bundesrepublik). Dietrich Löfflers Deutung
dieses zentralen empirischen Befunds der
Rolle der „für die DDR grundlegenden Form
der Allgemeinbildung" als „deutlichstem Ein-
schnitt" geht jedoch weiter. Er sieht ein allge-
meines „Beziehungsgefüge“ von .Allgemein-
bildung, einem Komplex von Allgemeinwis-
sen, Gesellschafts- und Lebenserfahrung und
beruflicher Qualifikation", das Leseverhalten
und Lektüreinteressen bestimmt und dessen
„Einfluß auf das Leseverhalten in allen Grup-
pen nachgewiesen werden (kann)"27). Und
weiter führt er aus: .Allgemeinbildung, Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen Gruppe nach der
Tätigkeit und das Alter sind demnach die ent-
scheidenden allgemeinsten Faktoren, die sich
auf das Lesen — nicht nur dem Umfange
nach, sondern auch in den Interessen — aus-
wirken. Ihr Zusammenwirken wurde schon
angedeutet — sie bilden gemeinsam ein so-
ziales Beziehungsgefüge, das für das Lesen
(von schöner Literatur) determinierend
wirkt."28)

IV. Literarische und Lektüreinteressen

Da in keiner Gesellschaft Leseverhalten und
Lektüreinteressen sich selbst setzende auto-
nome Gebilde sind, geht es auch bei ihrer
empirischen Analyse und allen Deutungsver-
suchen um gesellschaftlich bezogene und ver-
mittelte soziale Tatbestände. In der DDR wird
dieser Komplex der gesellschaftlichen Litera-
turverhältnisse von Manfred Naumann u. a.
(Zentralinstitut für Literaturgeschichte der
Akademie der Wissenschaften der DDR) als
„gesellschaftliche Rezeptionsweise" bezeich-
net. Gemeint ist damit, „daß sich gemäß den
objektiven gesellschaftlichen Funktionen, die
der Literatur durch die materiellen und ideo-
logischen Verhältnisse in einer Gesellschafts-
formation vermittelt sind, bestimmte Denk-

weisen, Bewertungsnormen gegenüber der
überlieferten und der zeitgenössischen Lite-
ratur herausbilden". Nach den Erläuterungen
der DDR-Literaturwissenschaftler sind diese
aufzufassen „als Konkretisierung des Bewußt-
seins der Gesellschaft, ihrer Klassen, Grup-
pen, Schichten in bezug auf die mit der Litera-
tur zusammenhängenden Probleme (...): Vor-
stellungen z. B. davon, was Literatur war, ist,
sein soll, bewirken kann, bewirken müßte;
wie Werke, Autoren, Strömungen, Schulen,
ganze literarische Epochen, die Literaturge-



schichte überhaupt zu bewerten, zu interpre-
tieren, zu verstehen sind; welche Werke und
Autoren die Leser lesen sollen und welche
nicht; Vorstellungen von Normen für die Rea-
lisierung der in der literarischen Produktion
und Rezeption begründeten Möglichkeiten
für eine spezifische Weise der gesellschaftli-
chen Kommunikation und Bewußtseinsbil-
dung."29)
In diesem Sinn müßte es auch in der Gesell-
schaft der Deutschen Demokratischen Repu-
blik neben klassen-, Schicht- und gruppenbe-
zogenen Rezeptionsformen von fiktionaler Li-
teratur eine — kulturpolitisch beförderte30)
— vorherrschende gesellschaftliche Rezep-
tionsweise geben. Sie müßte sich sowohl auf
historische als auch auf aktuelle Literatur be-
ziehen und sich in den empirisch ermittelten
Lektüreinteressen auffinden und nachweisen
lassen.
In diesem Rahmen interessiert jedoch weder
das ästhetische Ensemble mit seiner Wert-
und Welthaltigkeit31) noch die zunehmend
auch von Wissenschaftlern in der DDR kon-
zeptionell beachtete32) und empirisch als „ge-
sellschaftliche Kunstkommunikation"33) auf-
gearbeitete kommunikationsästhetische Seite
der DDR-Literaturverhältnisse. Vielmehr ste-
hen im Mittelpunkt die tatsächliche aktuelle
Lektüre und die über die aktuelle Lektüre
hinausgehenden und insofern tieferliegenden
Lektüreinteressen; d. h. genre-, Stoff- und the-
menbezogene literarische und Leseoptionen,
soweit sie sich auf fiktionale Textsorten be-
ziehen (lassen).
Bei der aktuell (1970 und 1978/79 jeweils als
Antwort auf die Frage: „Was für ein Buch
lesen Sie jetzt gerade? Geben Sie bitte, wenn
möglich, Titel und Autor an!") erkundeten
Lektüre spielten — so Dietrich Sommer —

„ein, zwei Spitzentitel" eine Rolle, „die zwar
durchaus wesentliche Gegenstände eines all-
gemeinen Lektüreinteresses darstellen, je-
doch nicht mit derselben Entschiedenheit
und Überzeugungskraft wie andere, weil sie
in starkem Maße in verschiedenen Bildungs-
kursen als Pflichtlektüre fungieren oder aus
bildungsgeschichtlichen Gründen, aber auch
aus Gründen besonders eindrucksvoller Ver-
filmungen ein so starkes gesellschaftliches
Prestige beanspruchen (Apitz, Ostrowski), daß
das okkasionelle und aktuelle freie Bedürfnis
davon überlagert werden kann"34).
Trotzdem zeigt sich schon im ersten Ver-
gleich der Befragungsergebnisse 1970 und
1978/79 eine auffällige Konstanz der aktuel-
len Lesestoffe bei den genannten fiktionalen
Werken und ihren Autoren. Als Rangfolge
der meistgenannten Autoren — die Titel wer-
den für die Befragung 1978/79 leider nicht
mitgeteilt — ergibt sich für den letzten Erhe-
bungszeitraum Ende 1978/Anfang 1979 für die
befragten 989 Beschäftigten des Großbetriebs
Leuna (Werk „Walter Ulbricht" in Halle), von
denen zum Befragungszeitraum 465 „Belletri-
stik" lasen, folgendes Bild:



Die dem gleichen Personenkreis vorgelegte
Frage: „Gibt es Bücher, die Sie für sich persön-
lich als besonders wichtig empfinden oder die
für Ihr persönliches Leben in irgendeiner
Weise bedeutsam geworden sind? Wenn ja,
geben Sie uns bitte Titel und Autor an!" zielte
tiefer, nämlich auf die „Bedeutsamkeit der
Belletristik für die Persönlichkeitsentwick-
lung"35) der befragten Arbeiter und Angestell-
ten. Die Antworten ergaben ein Bild, das in
seinem Kern mit den entsprechenden Ant-
worten bei der Repräsentativumfrage der
gleichen Forschergruppe in den beiden Bezir-
ken Halle und Leipzig übereinstimmt36) und
wiederum auf eine relative Konstanz fiktiona-
ler Lektürestoffe verweist.
In einer gegen den Literaturtheoretiker Ge-
org Lukäcs gerichteten Polemik wertet Diet-
rich Sommer „allein die Tatsache, daß beide
Titellisten übereinstimmend 13 Autoren ent-
halten [...], die überwiegend der sozialisti-
schen Romanliteratur angehören oder dank
ihrer ausgeprägt sozialkritisch-antibourgeoi-
sen Gehalte auf verschiedene Weise soziali-
stische Einstellungen zu bestätigen oder zu
differenzieren vermögen" als direktes „Ergeb-,
nis sozialistischer Gesellschafts-, Bildungs-
und Kulturpolitik“37).
Diese Deutung trifft allerdings sicherlich
nicht auf Alexandre Dumas (unter diesem Na-
men wurden im 19. Jahrhundert zahlreiche
Abenteuerromane publiziert) zu. Dabei wurde

Dumas 1978/79 immerhin von Leuna-Arbei-
tern und -Angestellten als aktuell meistgele-
sener Schriftsteller genannt. Auch hier ist
eine partielle Stetigkeit dieser speziellen Lek-
türepräferenzen und Leseinteressen festzu-
stellen, denn bereits 1970 wurde Dumas so-
wohl mit den Romanen „Die drei Musketiere“
und „Der Graf von Monte Christo" bei den
meistgelesenen Büchern als auch — immer-
hin auf dem sechsten Rangplatz — bei den
„bevorzugten Autoren" genannt38).
Ähnliches dürfte für die Nennung von Karl
May bei den „bevorzugten Autoren" 1978/79
gelten, denn auch wenn — so Achim Walter
von der Hallenser Forschergruppe in seinem
Kommentar — „62,5 Prozent der Nennungen"
als Hinweise auf „sozialistisch-realistische
Autoren“ gewertet werden mögen39), bleibt

38) D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 554 f., Tabel-
le 22.
3)9 A. Walter, Soziale Determinanten des Lesever-
haltens, in: D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 19), S. 57.



doch der Tatbestand beeindruckender oder
persönlichkeitsbeeinflussender Autoren und
Werke, deren „realer Erkenntniswert [...] sehr
gering ist“40).

40) D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 309.
41 A Walter, (Anm. 19), S. 54.
42 D. Sommer, (Anm. 34), S. 140.
4) .Sozialistische Gegenwartsliteratur' der DDR
meint fiktionale Textsorten, die sich seit Anfang
der 60er Jahre (Mauerbau 1961) „auf der dem Sozia-
lismus eigenen Grundlagen entfalten" konnten und

Die damit deutlich werdende Widersprüch-
lichkeit und Ambivalenz von Lesestoffen und
Lektüreinteressen, die — nicht zuletzt —
auch Sommers These von der unmittelbaren
Wirksamkeit der Politik in der DDR relativie-
ren muß, drückt sich stärker noch als in den
autoren- und titelbezogenen Antworten in
den nach Stoff- und Themenkomplexen sor-
tierten Lektüreinteressen aus.
So ergibt sich 1978/79 eine „höhere Wert-
schätzung der historischen Romane durch die
Leuna-Population" — in diese Rubrik dürften
die genannten Dumas-Romane fallen —, „aber
auch die der Abenteuerromane sowie der Me-
moiren und Lebenserinnerungen bzw. die
schlechtere Einordnung der Reise-, Kriminal-
und Gegenwartsliteratur"41)- In den Hauptten-
denzen jedoch gelten diese themen- und stoff-
bestimmten Lesepräferenzen und Lektürein-
teressen auch für die Leuna-Beschäftigten
Ende der siebziger Jahre. Bemerkenswert ist
dabei einmal die Vorrangigkeit von span-
nend-entspannenden Lesestoffen, die nicht
selten von der DDR-Gegenwart wegführen
und die — so Sommer — durch „Überschau-
barkeit und Durchschaubarkeit menschlich-
gesellschaftlicher Beziehungen sowie einer
erkennbaren Ordnung in den Raum-, Zeit-
und Handlungsstrukturen"42) in den literari-
schen Konstruktionen bestimmt sind. Zum
anderen ist aber auch (abgesehen von der
Rubrik „Kinderliteratur", die denn auch 1978/

79 nicht mehr abgefragt wurde) „sozialistische
Gegenwartsliteratur"der am wenigsten
von Arbeitern und Angestellten in der DDR
und ihren Großbetrieben bevorzugte Lektüre-
stoff. Seine Propagierung steht zwar nach wie
vor im Zentrum staatlich-parteilicher kunst-,
literatur- und bildungspolitischer Bemühun-
gen, wird aber von etwa zwei Drittel der indu-
striell Beschäftigten mehr oder weniger offen
abgelehnt. Diese Tendenz, die gleichsam die
andere Seite der Bevorzugung von gegen-
wartsabgewandten Lektürestoffen ist, blieb in
den siebziger Jahren stetig.

Dieser Tatbestand weist sicherlich auf das
lektürebezogene „Fluchtmotiv" als wesentli-
ches und unleugbares Lesemotiv von DDR-
Bürgern, namentlich der industriell beschäf-
tigten Arbeiter und Angestellten hin. Zu-
gleich ist damit eine wichtige Seite des Ver-
hältnisses von Leben und Lesen und der wi-
dersprüchlichen Einheit von Lese- und Le-
benserfahrung in der DDR-Gesellschaft ange-
sprochen, die sich im empirischen Befra-
gungsmaterial selbst spiegelt, von dem nicht
anzunehmen ist, daß entscheidende Teile der
Befragten nach dem Muster der sozialen Er-
wünschtheit antworteten.

Die verschiedenen Seiten des Widerspruchs
zwischen Leseverhalten und Lektüreinteres-
sen einerseits und zum anderen innerhalb des
gewiß breiten Spektrums der Lektüreinteres-
sen müssen folglich, soweit möglich, aufge-
klärt werden. Dabei erscheint eine Auseinan-
dersetzung mit den Deutungen der Hallenser
Forschergruppe nötig.

V. Zum Verhältnis von Lese- und Lebenserfahrung

Zwar hat die Germanistik in der DDR bis
heute noch keine Theorie der Unterhaltungs-
literatur44) — genauer: der „einfachen Unter-
haltung" (Bertolt Brecht) mittels fiktionaler
Text- und Lektüresorten — vorgelegt. Aber
die sich in unterhaltungsliterarischen Genres
ausdrückenden Bedürfnisse, Lesemotivatio-
nen und Lektüreinteressen sind inzwischen
in der DDR zumindest bei einigen avancier-
ten Germanisten — etwa in Dieter Schlen-

stedts engagiertem Plädoyer für literaturge-
sellschaftliche Entwicklungen45) — als empi-

die „Fragen nach dem zeitgemäßen Inhalt revolu-
tionären Handelns, nach der Perspektive des Men-
schen" thematisieren; vgl. K. Böttcher u. a., Kurze
Geschichte der deutschen Literatur, Berlin (Ost)
1981, S. 705/6; vgl. eingehender H. Haase u. a„ Ge-
schichte der deutschen Literatur, Bd. XI: Literatur
der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin
(Ost) 1977, hier S. 495 ff.; die historische Zäsur 1961
akzentuiert auch K. Franke, Die Literatur der Deut-
schen Demokratischen Republik I., Frankfurt/Main
19802 (Kindlers Literaturgeschichte der Gegenwart,
Bd. 3), S. 110 ff.
44) Einen systematischen Versuch in der DDR un-
ternimmt A. Bouvier, Zur Theorie der sozialisti-
schen Unterhaltungsliteratur, Berlin (Ost), 1970.
45) Vgl. D. Schlenstedt, Die neuere DDR-Literatur
und ihre Leser. Wirkungsästhetische Analysen,
München 1980.



risch vorhanden registriert worden und schei-
nen zunehmend auch als berechtigt akzep-
tiert zu werden ).46

Trotzdem tendieren nicht wenige DDR-For-
scher dazu, aus der Not eine Tugend zu ma-
chen. So löst etwa Dietrich Löffler von der
Hallenser Forschergruppe die empirisch vor-
handene Dominanz von aktionsbezogenen,
spannungs- und abenteuerreichen Lektürebe-
dürfnissen, die primär auf unterhaltsame lite-
rarische Genres bezogen sind, sehr rasch in
die soziale Lage von Arbeitern in der DDR auf
und bemerkt dabei nicht, daß die von ihm her-
vorgehobene „Bevorzugung von Bildungs-,
Entwicklungs- und Gesellschaftsromanen"
durch Angehörige der DDR-Sozialschicht „In-
telligenz"47) wiederum auf einen tiefliegenden
Widerspruch — nämlich den zwischen über-
wiegender körperlicher versus überwiegen-
der geistiger Arbeit — verweist.
Die Ambivalenz von Unterhaltungsliteratur
und der ihr unterliegenden Leserbedürfnis-
struktur ist zwar in der DDR literatursoziolo-
gisch wohl bekannt, aber nach wie vor weitge-
hend unverstanden. Wohl haben die Hallen-
ser Literatursoziologen um Dietrich Sommer
1970 in ihrer ersten Befragung in den Bezir-
ken Halle und Leipzig auch nach einem von
ihnen als „Entlastungsmotiv" bezeichneten
Antriebsbündel gefragt („Ich lese, weil ich da-
bei den Alltag vergessen will") und durchaus
zugegeben, daß dieses Fluchtmotiv (Robert
Escarpit) in der DDR eher „negative, wenn
nicht gar feindliche Einstellung zur sozialisti-
schen Gesellschaft" und „Flucht aus dem so-
zialistischen Alltag heißen würde"48). Und
Achim Walter bemerkt folgerichtig, daß „Re-
zipienten, bei denen dieses Motiv dominiert,
sozialistische Literatur weitgehend ablehnen,
insonderheit solche, die ausgesprochene Ge-
genwartsstoffe bzw. -themen behandelt"49).
Aber anstatt ihr Befragungsmaterial auch
durch diese Überlegungen zu strukturieren
und nach dem bekannten Morgenstern’schen
Motto, „daß nicht sein kann was nicht sein
darf", haben die Hallenser Literatursoziologen
gefolgert, daß es in der DDR kein literarisches
Fluchtmotiv und entsprechende Leseantriebe,
Lektürebedürfnisse und -interessen gibt. Inso-
fern muß ihnen auch die in beiden Befragun-
gen deutlich gewordene breite Ablehnung ge-

rade „sozialistischer Gegenwartsliteratur" bei
Arbeitern und Angestellten in großindustriel-
len Zentren letztlich unerklärbar bleiben.
Entsprechend gilt dieses Lektüremotiv, das
gewiß nur selten empirisch in reiner Form
auftritt und insofern auch von anderen An-
triebsrichtungen überlappt werden kann, als
zwar ambivalentes, aber letztlich zumindest
verdeckt-funktionales „Entlastungsmotiv":
„Das momentane .Aussteigen' aus dem Alltag"
— so Walter verallgemeinernd — „enthält [...]
gleichzeitig Reproduktionsmöglichkeiten für
den Alltag, bereichert das individuell-gesell-
schaftliche Selbstverständnis und führt aus
der temporären .Unterbrechung1 unweigerlich
zum Gesellschaftlichen zurück. )
Das jedoch bedeutet, daß das idealtypisch zu-
nächst bei der Befragung 1970 als kulturelle
Depravierung51) festgemachte Ablenkungs-
und Fluchtsyndrom in der DDR-Gesellschaft
viel allgemeiner ausgeprägt und von DDR-
Wissenschaftlern in seiner gesellschaftlichen
Funktionalität erkannt ist. Unterbrechung der
Monotonie und Alltagssicherheit auch des
DDR-Alltags mittels von ihm wegführender
Lektüren wird nicht mehr kategorisch ver-
dammt, denn der „stumme Zwang" (Marx) ge-
gebener gesellschaftlicher Verhältnisse mag
schon dafür sorgen, daß es sich nur um ein
zeitweiliges — zudem ideelles — .Aussteigen"
aus dem DDR-Alltag, seinen Routinen, Mono-
tonien und Zwängen handelt — auch dann,
wenn es um ein auch in anderen Gesellschaf-
ten gleichermaßen ausgeprägtes Fluchtmotiv
geht.
Die Koppelung von Fluchtmotiven und De-
pravation durch Dietrich Sommer u. a. ist je-
doch in jedem Fall wissenschaftlich unzurei-
chend, lenkt sie doch den analytischen Blick
weg von einer vorhandenen Literatur und den
„Thatsachen, welche ihre Existenz nöthig ma-
chen"52). So gesehen, fallen die Deutungen der
Hallenser Literatursoziologen noch hinter
bürgerliche Aufklärung und deren Literatur-
wissenschaft zurück.

5) Nach D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 523
bis 532, Abb. 1—10, ist das Lektüremotiv Ablen-
kung vor allem bei: älteren Menschen, Hausfrauen/
Rentnern, 8-Klassen-Schulabschluß, Gar-Nicht-
oder Kaum-Lesern, kurz: noch immer kunst- und
literaturfernen und -unbeeindruckten DDR-Bür-
gern ausgeprägt. Dies sind die kulturell Depravier-
ten. Das Ablenkungs- bzw. Fluchtmotiv jedoch ist
gesellschaftlich viel ausgeprägter und keineswegs
allein auf diese Sozialprofile beschränkt.
52) R. Prutz, über die Unterhaltungsliteratur, insbe-
sondere der Deutschen, in: Kleine Schriften. Zur
Politik und Literatur, 2 Bde., Merseburg 1847, Bd. 2,
S. 168.



In ihrer letzten Untersuchung versuchte die
Hallenser Arbeitsgruppe in Form von „Inten-
sivgesprächen mit Lesern über Gelesenes“ —
Teilnehmer waren nicht näher bezeichnete
„Werktätige einer Maschinenfabrik in Halle
und einer landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaft im Kreis Querfurth" ) —
mehr über Lektürewirkung einerseits und das
Moment der
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Ablehnung und Nichtakzeptanz
von „sozialistischer Gegenwartsliteratur“ der
DDR andererseits zu erfahren. In diesem Zu-
sammenhang erkannte Dietrich Sommer „die
Präponderanz des Lebens gegenüber der Lita-
ratur"54). Sie rufe denn letztlich auch die —
quantitativ nicht mitgeteilten — Bedenken
gegen die diskutierte „sozialistische Gegen-
wartsliteratur" hervor (diskutiert wurde über
eine Erzählung Erik Neutschts, die zumindest
räumlich den Befragten nahegelegen haben
dürfte ):55

„Es ist aufschlußreich, daß Vorbehalte gegen-
über der Erzählung stets dadurch gekenn-
zeichnet sind, daß vergleichbare (nicht unbe-
dingt gleichartige!) Lebens- und Wirklich-
keitserfahrungen nicht betroffen wurden, sei
es, daß die Erlebnisgrundlage fehlte, sei es,
daß andersartige persönliche Verallgemeine-
rungen von ähnlich gelagerten Fällen den Ge-
nuß an der Darbietung und teilweise auch an
der Erzählerwertung beeinträchtigen konn-
ten. Als Gründe dafür, daß die Erzählung im
großen und ganzen nur teilweise, nicht beson-
ders gut, wenig oder gar nicht gefallen habe,
wurden angegeben: Es wirkt alles .übertrie-
ben' oder ein wenig .verworfen', wie die Pro-
bleme dargestellt werden; Durchführung und
Lösung der Konflikte seien zu .einfach', zu .of-
fensichtlich', zu .vordergründig', die Figuren
zu typisch' angelegt; alles sei zu viel mit Ar-

beit' belastet, man wolle .echte' Geschichten
lesen, in die Figuren wird zu viel hineinge-
packt'.“56)
Das im Zitat berichtete Bedürfnis nach „ech-
ten" Geschichten zeigt allerdings in aller An-
schaulichkeit nichts anderes als ein Entla-
stungs- und Fluchtmotiv der „Werktätigen“,
dem — hier kann sicherlich verallgemeinert
werden — durch vorwiegend didaktisch ange-
legte, typisierte und relativ spannungslose
Geschichten „sozialistischer Gegenwartslite-
ratur" nichts entgegenzusetzen ist57) — zumal,
wenn darin das Syndrom Arbeit aufscheint
und die fiktional gebotenen Konfliktlösungs-
möglichkeiten oberhalb der alltäglich erfahre-
nen Lebenspraxis der Leser angesiedelt sind.
Als ein erfolgreiches Beispiel populärer „so-
zialistischer Gegenwartsliteratur" führt Dieter
Schlenstedt vom Zentralinstitut für Literatur-
geschichte der Akademie der Wissenschaften
der DDR hingegen Hermann Kants Mitte der
sechziger Jahre publizierten Roman „Die
Aula" an58). Hier handelte es sich um das „Er-
zählen ernster und heiterer Geschichten" und
um den „Versuch, historisches Selbstbewußt-
sein in vergnüglicher Weise anzuregen (für
welchen Doppelansatz das Komische zeugt)
durch Einführung einer Kommentarebene,
die das Reflektieren ermöglicht und ästheti-
sches Denken alltagsnah und in Bewegung
zeigt, in dem Geschichte neu befragt wird"59)
innerhalb des Spektrums „sozialistischer Ge-
genwartsliteratur" der DDR.
Insofern konnten — so Schlenstedt weiter —
Autor und Roman wohl „auch einen Lernpro-
zeß in Gang setzen: Die Aula wurde mit einer
Auflagenhöhe von etwa 800 000 in Breite und
Tiefe der Wirkung zu einem der größten Er-
folge unserer Literatur"60).

Allen beeindruckenden Daten über das „Lese-
land" Deutsche Demokratische Republik zum
Trotz gibt es offensichtlich auch in der DDR-
„Literaturgesellschaft" zumindest in weiten
Teilen gleichgültige und indifferente Lesean-
triebe und Lektüreausrichtungen gegenüber

VI. Schlußbetrachtung

der „sozialistischen Gegenwartsliteratur". Sie
korrespondieren formal mit vergleichbaren
unterhaltungsliterarischen Bedürfnissen
westlicher Gesellschaften — nicht zuletzt der



bundesrepublikanischen —, bedeuten aber
nicht notwendig eine literarische Flucht in
den Westen, sondern zunächst nur Di-
stanzfen) gegenüber dem DDR-Alltag und sei-
ner literarischen Verdoppelung.
Daß diese Bedürfnisse sich in besonderen
Lektüreinteressen, Lesestoffen, Genres und
Themen ausdrücken, ist inzwischen auch mit-
tels literatursoziologischer Forschungen in
der DDR empirisch belegt und unbestreitbar.
Ebenso dürfte erkannt sein, daß diese Bedürf-
nislagen, zumal wenn sie als grundsätzlich le-
gitim erachtet und anerkannt werden, gewiß
nicht durch irgendwelche kunst- und litera-
turpropagandistischen Kampagnen neutrali-
siert, funktionalisiert und umgelenkt werden
können. Zugleich scheinen sowohl im tatsäch-
lichen, aktuellen Leseverhalten als auch in
den tieferliegenden Leseantrieben, Lektürein-
teressen, themen- und genrebezogenen Lese-
stoffen Momente einer verborgenen Gesell-
schaft61) auf. Sie mögen als werthafter gesell-
schaftlicher „Kontrapunkt62) oder auch als
spurenhafte Elemente historisch älteren
volkstümlichen Drangs nach eigenem, vitalen
Ausdruck63) gesehen werden — verweisen
aber in jedem Fall auf die ungelöste „Wech-
selwirkung [...] zwischen dem fertig Gestalte-
ten und dem Suchen nach eigenem Aus-
druck"64).

6)6 Vgl. etwa die Gestaltungsversuche von E. Loest,
Es geht seinen Gang oder Mühen in unserer Ebene.
Roman, Halle (Saale) 1978 und Stuttgart 1978; zu-
letzt I. Böhme, Die da drüben. Sieben Kapitel DDR,
Berlin (West) 1982.
67) Vgl. zuletzt etwa W. Emmerich, Kleine Litera-
turgeschichte der DDR, Darmstadt-Neuwied 1981;
J. Scharfschwerdt, Literatur und Literaturwissen-
schaft in der DDR. Eine historisch-kritische Einfüh-
rung, Stuttgart u. a. 1982.

Leseverhalten und Lektüreinteressen in der
DDR der siebziger Jahre veranschaulichen
aber auch das vorhandene Ausmaß gesell-
schaftlicher Differenzierung. Die breit und
nicht zuletzt im Lager der „unmittelbaren Pro-

duzenten" (Marx) vorhandenen Leseinteres-
sen und Lektürebedürfnisse verweisen, auch
in ihrer offensichtlichen Gleichgültigkeit und
Indifferenz gegenüber „sozialistischer Gegen-
wartsliteratur", damit durchaus auf die „Vitali-
tät der Bedürfnisse"65). Deren ideeller Aus-
druck ist, sicherlich nicht zufällig im „Lese-
land" DDR, jene Spannungs- und Entspan-
nungsliteratur als Ausdruck von Entlastungs-,
Flucht- und Verweigerungstendenzen gegen-
über dem DDR-Alltag66), seiner relativen Si-
cherheit, aber auch der mit ihr notwendig ein-
hergehenden Statik und Monotonie. Diesem
steht der noch immer vorhandene „Hunger
nach Unmittelbarkeit“ (Siegfried Kracauer) in
Form erkennbarer Lektüreinteressen und Le-
semotive drängend und in seiner zunächst
immer gegebenen Ambivalenz gegenüber.
Die Untersuchung von Leseverhalten, Lektü-
reinteressen und Leseerfahrung in der DDR
zeigt aber noch einen weiteren Aspekt: Jene
Autoren und Werke der DDR, die in der Bun-
desrepublik als die DDR-Literatur diskutiert
werden67), sind in der DDR Lesestoffe einer
Minderheit. Christa Wolfs „Kein Ort. Nir-
gends" ist — hüben wie drüben — ebensowe-
nig ein den Lektüreinteressen der Vielen ent-
gegenkommender Lesestoff wie ihre „Kassan-
dra". Was man auf beiden Seiten bedauern
mag — aber doch zumindest drüben wie hü-
ben kenntnishaft registrieren könnte.



Helmut L. Müller

Der „dritte Weg" als deutsche Gesellschaftsidee

I. Einleitung
Die Bundesrepublik Deutschland versteht
sich seit 1949 als Bestandteil des westlichen
Europas und der westlichen Welt. Dieses
Prinzip westdeutscher Politik formulierte
Bundeskanzler Adenauer in seiner ersten Re-
gierungserklärung wie folgt: „Es besteht für
uns kein Zweifel, daß wir nach unserer Her-
kunft und nach unserer Gesinnung zur west-
europäischen Welt gehören."1)

Konrad Adenauer stellte die Weichen in
diese Richtung. Er setzte sich entschieden für
die Eingliederung der Bundesrepublik in den
Westen ein, da für ihn die Begründung einer
dauerhaften Demokratie in Deutschland un-
trennbar mit der vorbehaltlosen Integration
in die westliche Staatengemeinschaft ver-
knüpft war. Diese Entscheidung verstand er
als historische Absage an die Vorstellungen
eines „deutschen Sonderweges" und einer un-
ruhigen Schaukelpolitik zwischen Ost und
West.

„Westintegration" war jedoch in den fünfziger
Jahren ein Reizbegriff. Die SPD bekämpfte
Adenauers Politik heftig, weil sie befürchtete,
daß die Einbindung der Bundesrepublik in
den Westen die Einheit der deutschen Nation
aufs Spiel setze. Unter den gegebenen Macht-

verhältnissen ließ sich ihrer Ansicht nach die
Westintegration der Bundesrepublik nicht
mit dem Ziel der deutschen Wiedervereini-
gung vereinbaren. 1960 stimmte schließlich
auch die SPD Adenauers außenpolitischem
Kurs zu. Die Bundesrepublik fand somit, ge-
tragen von dem Konsens der Regierungspar-
teien und der Opposition, ihren vorerst end-
gültigen und unbestrittenen Platz im europäi-
schen Konzept, im Kreis der westlichen De-
mokratien.
Seit einigen Jahren hingegen ist die „Bündnis-
frage" der Bundesrepublik erneut im Ge-
spräch, stellen manche Gruppen deren Her-
auslösung aus der atlantischen Allianz offen
zur Diskussion. Spätestens seit dem Nein vie-
ler Bundesbürger zur „Nachrüstung" der
NATO findet ein alter Gedanke neuen An-
klang. Es ist die Vorstellung eines „dritten
Weges" zwischen Ost und West. Gerade auf
intellektuelle Schriftsteller hat diese für
Deutschland wegen der geographischen Mit-
tellage charakteristische Gesellschaftsidee
stets eine besondere Faszinationskraft ausge-
übt. Der folgende Beitrag stellt die Denkfigur
an einigen Beispielen aus der politischen Li-
teratur dar, die hier einer ideologiekritischen
Betrachtung unterzogen werden.

II. Die Revolution 1918/19
In Thomas Manns Werk „Der Zauberberg"
(1924) wird die Stellung Deutschlands in der
Welt konfiguriert. Den Mittelpunkt des Ro-
mans bildet die große Auseinandersetzung
zwischen dem Rationalisten Settembrini und
dem Irrationalisten Naphta, seinem ideologi-
schen Gegenspieler. Westliches und östliches
Denken prallen in diesen Figuren aufeinan-
der. Zwischen beiden Positionen steht nach
der Deutung von Thomas Mann der Deutsche.
In Hans Castorp ist die „deutsche Mitte" per-
sonifiziert, auf die die geistigen Prinzipien des
Zeitalters einwirken. Thomas Mann wollte
die Versöhnung der durch Settembrini und
Naphta repräsentierten Geistesströmungen.
Deren Synthese erblickte er in der politi-

sehen Verfassung der Republik. Sie setzte er
in seiner Rede „Von deutscher Republik"
(1922) gleich mit der Idee der Humanität, der
Einheit von Staat und Kultur, der „deutschen
Mitte". Thomas Mann verteidigte die Weima-
rer Republik gegen ihre Verächter von links
und rechts.
Die nationalistische Rechte hingegen sagte
der Weimarer Republik den Kampf an. Sie
suchte auf vielfältige Weise nach einem „drit-
ten Weg“ zwischen Demokratie und Diktatur.
Der Ständestaatstheoretiker Othmar Spann
beispielsweise sah ihn in einem korporatisti-
schen autoritären System2).
Die literarische Linke bezog ebenfalls häufig
gegen die Weimarer Republik Stellung. Ihre



Anti-Haltung war begründet in der geschei-
terten Revolution von 1918/19, die unerfüllte
Hoffnungen auf eine sozialistische Demokra-
tie, auf einen „dritten Weg" zwischen Kapita-
lismus und Kommunismus, zurückgelassen
hatte. Die enttäuschten Erwartungen vieler
Schriftsteller und Intellektueller richteten
sich nun gegen die Weimarer Republik.

•

1. Die Idee einer freien Rätedemokratie
In der bayerischen Revolution 1918/19 griffen
Schriftsteller zum ersten Mal aktiv in das po-
litische Geschehen ein. Sie wirkten erstmals
in der deutschen Geschichte bei der Grün-
dung eines revolutionären Staates mit. Die
Autoren Kurt Eisner, Gustav Landauer, Erich
Mühsam, Ernst Toller glaubten, durch die Re-
volution die traditionelle Trennung zwischen
Geist und Macht, zwischen Gedanken und
Tat aufgehoben zu haben. Als Dichterrevolu-
tionäre strebten sie eine Gesellschaft an, die
einen „dritten Weg" zwischen bolschewisti-
schem Rätestaat und bürgerlich-parlamentari-
scher Demokratie suchte.
Mit seiner Konzeption einer „produktiven De-
mokratie" wollte Kurt Eisner ein völlig neues
System schaffen, das den Interessen aller
Gruppen der Gesellschaft entsprechen sollte.
Dabei schien ihm weder das parlamentarische
System in seiner bisherigen Form noch das
Rätesystem nach bolschewistischem Vorbild
geeignet, sondern nur die Verbindung von
Räten und Parlament. Eisner wollte damit die
Demokratisierung der Gesellschaft von unten
nach oben bewirken und die Entfremdung
zwischen Volksvertretern und Bürgern ver-
hindern.
Erich Mühsam und Gustav Landauer dräng-
ten über die Grenzen hinaus, die Eisner der
revolutionären Politik gesetzt hatte. Sie for-
derten die volle exekutive und legislative Ge-
walt für die Räte und stellten dem Parlamen-
tarismus, der „zur Ausschließung des eigenen
Urteils und des eigenen Willens" führe, das
Rätesystem als Verkörperung des Prinzips
der „Selbstverahtwortung“ entgegen. Gleich-
zeitig aber grenzten sie sich vom Bolschewis-
mus ab3). Das Rätesystem begriffen die Auto-
ren als Konzept einer direkten Demokratie,
das im Gegensatz zu Formen der repräsenta-
tiven Demokratie stand. Sie sahen in ihm die
Möglichkeit, einen „freiheitlichen Sozialis-
mus" zu verwirklichen, der sich vom kapitali-

stischen Wirtschaftssystem und vom Staats-
sozialismus abhob.
Die „anarchistische" Dichterrepublik schei-
terte 1919. Den Revolutionären mangelte es
an politischer Erfahrung. Ihre utopischen Ent-
würfe ließen sich mit der politischen Wirk-
lichkeit nicht in Einklang bringen4). Ernst
Toller, der in seinem Stück „Die Wandlung“
(1919) zu einer „Revolution der Gesinnung"
aufgerufen hatte, rechnete in seinem Drama
„Masse-Mensch“ (1920) mit den Ereignissen
der Münchner Räterepublik ab. In den beiden
Gegenspielern seines Dramas (der Namen-
lose und Sonja Irene L.) ist der geistige
Grundkonflikt der Weimarer Republik konfi-
guriert, den Max Weber als Gegensatz von
Gesinnungs- und Verantwortungsethik be-
schrieben hat. Der Namenlose in Töllers
Stück erstrebt eine neue Gesellschaft durch
Zerstörung und Gewalt. Er handelt nur nach
seiner Weltanschauung und opfert im Dienst
seiner Idee den anderen. Sonja Irene L. ver-
tritt das Prinzip der Gewaltlosigkeit; sie op-
fert sich selbst und macht aus der irrationalen
Masse durch ihr Beispiel denkende Individu-
en, die zur Gemeinschaft fähig sind, wobei sie
die Freiheit des einzelnen über ihre Gesin-
nung stellt. In „Masse-Mensch" entscheidet
sich Ernst Toller für die Verantwortungset-
hik, für einen ethischen Sozialismus.
Diese Position wird kontrapunktiert durch
Bertolt Brechts Stück „Die Maßnahme" (1930).
In dem Lehrstück werden vier Agitatoren
nach China gesandt, um dort die Revolution
zu verbreiten. Ein Genosse empfindet Mitleid
mit den Unterdrückten; er will dem Unrecht
abhelfen und schreitet sofort zur Aktion. Er
trennt Gefühl und Verstand und „sündigt“ da-
mit an der Revolution. Der Genosse wird mit
seinem Einverständnis erschossen. Die Agita-
tion für die Revolution siegt über die Mensch-
lichkeit. Den Konflikt zwischen Gewalt und
Barmherzigkeit, zwischen Dogmatismus und
Verantwortung beantwortet Brecht im Sinne
der Gesinnungsethik und eines inhumanen,
doktrinären Kommunismus.

2. Die Chancen eines „dritten Weges“
1918/19

Die realen Möglichkeiten eines „dritten We-
ges" in der Revolution 1918/19 werden von



den Historikern kontrovers beurteilt. Karl
Dietrich Erdmann beispielsweise vertritt die
These, daß es 1918/19 um ein Entweder-Oder
gegangen sei: „um die soziale Revolution im
Bund mit den auf eine proletarische Diktatur
hindrängenden Kräften oder die parlamenta-
rische Republik im Bund mit den konservati-
ven Kräften wie dem alten Offizierskorps5).
Von diesem Standpunkt aus wurde die Rolle
der SPD 1918/19 positiv eingeschätzt: Die So-
zialdemokratie habe eine realistische Politik
betrieben und eine Diktatur nach sowjetrussi-
schem Muster verhindert

Autoren wie Walter Tormin, Eberhard Kolb,
Peter von Oertzen und Reinhard Rürup beto-
nen dagegen, daß es 1918/19 durchaus die
Möglichkeit eines „dritten Weges" gegeben
habe, nämlich die Option für eine soziale De-
mokratie mit entschiedeneren Reformen —
zusammen mit den Kräften der Rätebewe-
gung6). Das Reformpotential der Räte habe
sich, so die Position der „Revisionisten", sehr
wohl mit der parlamentarischen Demokratie
vereinbaren und für Veränderungen in Ver-
waltung, Justiz und Militär nutzen lassen,
welche die Demokratie stärker hätten funda-
mentieren können. Unter diesem Aspekt
wurde die Rolle der SPD 1918/19 eher kritisch
gesehen: Die Sozialdemokratie habe die bol-
schewistischen Kräfte in den Räten über- und
die Gefahr von rechts unterschätzt; die So-
zialdemokraten hätten die Chance zu einer
tiefgreifenden Umgestaltung der Gesellschaft
vertan.

Diese Position verkennt freilich, daß das
Steckenbleiben der Revolution 1918/19 nicht
nur dem Versagen der SPD-Führung zuge-
schrieben werden kann; es war vielmehr, wie
Richard Löwenthal darstellt, Ausdruck einer
strukturellen Schwierigkeit. Der Umbruch
1918/19 vollzog sich nämlich nicht in einer

überwiegend agrarischen, sondern in einer
hochindustrialisierten Gesellschaft. Mit dem
Entwicklungsgrad einer Gesellschaft erhöht
sich, so Löwenthal, die Bedeutung der öffent-
lichen Verwaltung, der Bedarf an administra-
tiver Dienstleistung. Deshalb habe der Ver-
such der SPD, eine freiheitlich-demokratische
Verfassung einzuführen, ohne zuvor gegen
den vordemokratischen und im Effekt antide-
mokratischen Staatsapparat vorzugehen,
durchaus den Bedürfnissen breiter Massen
entsprochen; denn diese hätten sich zugleich
nach neuer Freiheit und nach Kontinuität ih-
rer Lebensordnung und des sie sichernden
administrativen Rahmens gesehnt7).
Auch der schon erreichte Grad der Demokra-
tisierung stand einer revolutionären Totalum-
wälzung 1918/19 entgegen, denn auf Reichs-
ebene bestand das allgemeine Wahlrecht
schon seit 1871, und wenige Wochen vor dem
Umsturz im November 1918 wurde in
Deutschland die parlamentarische Demokra-
tie eingeführt. Deshalb wäre eine Politik, die
eine Phase der revolutionären Diktatur be-
wußt in Kauf genommen hätte, wohl auf den
Widerspruch von vielen gestoßen, die darin
eine Gefahr für die bereits bestehenden Mög-
lichkeiten politischer Partizipation gesehen
hätten.
Heinrich August Winkler zieht das Fazit: Die
regierenden Sozialdemokraten kamen, wenn
sie kein Chaos heraufbeschwören wollten, an
einer begrenzten Zusammenarbeit mit den
Trägern des alten Regimes nicht vorbei; das
Ausmaß dieser Zusammenarbeit und damit
der politischen und sozialen Kontinuität zwi-
schen Monarchie und Republik war aber er-
heblich größer, als es die Situation erforderte;
die Versäumnisse der ersten Stunde bedeute-
ten eine schwere Hypothek der Weimarer
Republik, ohne daß sich daraus das Fiasko
von 1933 direkt ableiten lassen würde8).

III. Ansätze in der Weimarer Republik
Zwar blieb 1918/19 eine revolutionäre Total-
umwälzung der Gesellschaft aus, doch fand in
der Zeit der Weimarer Republik eine inten-
sive Diskussion über den „dritten Weg" statt.
Diese berührte vor allem den wirtschaftspoli-
tischen Bereich.
So prägte beispielsweise Wichard v. Moellen-
dorf den Begriff der „Gemeinwirtschaft". Die
Verfechter dieser Konzeption wollten weder

den Kapitalismus mit seinem freien Spiel der
Kräfte noch die Zentralverwaltungswirt-
schaft. Ihr Ziel war die bewußte Gestaltung
der gesamten Wirtschaft, die demokratische
Kontrolle der ökonomischen Entwicklung.
Diese sollte durch planmäßige Wirtschafts-



lenkung, Mitbestimmung der Arbeitnehmer
sowie Vergesellschaftung bestimmter Be-
triebe und Industriezweige erreicht werden.
Sozialismus bedeutete in diesem Konzept
nicht Sozialisierung, sondern eine vom Ge-
samtinteresse der Gesellschaft bestimmte
Wirtschaft.
Im Jahre 1928 legten die Freien Gewerkschaf-
ten durch ihren Sprecher Fritz Naphtali ihr
Programm der „Wirtschaftsdemokratie" vor.
Unter dem Motto: „Durch Demokratisierung
der Wirtschaft zum Sozialismus" war die
„Wirtschaftsdemokratie" als Durchgangsstufe

zu einer sozialistischen Umgestaltung der Be-
sitzverhältnisse, als „eine Ergänzung der so-
zialistischen Idee in der Richtung der Klärung
des Weges zur Verwirklichung“ konzipiert.
Sie richtete sich zum einen gegen private Ent-
scheidungsgewalt in Fragen von gesamtwirt-
schaftlicher Bedeutung und strebte daher ei-
nen wachsenden Einfluß des demokratischen
Staates auf das Wirtschaftsleben an. Zum an-
deren begriff sie sich als Gegensatz zur wirt-
schaftlichen Autokratie und intendierte des-
halb eine Neuordnung der inneren Struktur
der Betriebe.

IV. Der deutsche Neubeginn nach
Die Überlegungen zur Zeit der Weimarer Re-
publik bildeten den Ausgangspunkt für die
politischen Entwürfe nach dem Zweiten
Weltkrieg, auch für die Diskussion über den
„dritten Weg“. Im Gegensatz zur erkennbaren
Entfremdung des Geistes von der politischen
Realität nach dem Ersten Weltkrieg setzte
sich 1945 die Überzeugung von der politi-
schen Verantwortung des Schriftstellers und
Intellektuellen durch. Viele Autoren waren
der Ansicht, daß Politik künftig nicht denkbar
sei ohne einen erheblichen Beitrag des Gei-
stes. Sie glaubten erkannt zu haben, daß die
Distanz des Geistes zur Politik in die Kata-
strophe auch des „Sich-Bewahrenden“ führt.
Die Politisierung des Bewußtseins war damit
eine Schlußfolgerung der Autoren aus den
Geschehnissen des „Dritten Reiches"9).

1) In: Der Ruf, (1946) 4.
12) In: Der Ruf, (1946) 4 und Der Ruf, (1946) 6.

In seinem Roman „Doktor Faustus" (1947)
machte Thomas Mann deutlich, daß der Na-
tionalsozialismus das Schreckgespenst eines
„deutschen Europas" heraufbeschworen und
so des Dichters Lebensidee von einem „euro-
päischen Deutschland“ überrollt hatte. Nach
dem Zweiten Weltkrieg stand deshalb
Deutschlands „Weg nach Europa"10) im Zen-
trum seiner politischen Wünsche und Hoff-
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nungen. Thomas Mann sprach stellvertretend
für viele Schriftsteller, die einmütig der Auf-
fassung waren, daß die neue politische Ord-
nung in Deutschland nur eine freiheitliche
Demokratie sein konnte. Zwar neigten viele
Autoren prinzipiell dem Gedankengut der
westlichen Demokratien zu, doch waren kei-
neswegs alle Schriftsteller und Intellektuelle
auch davon überzeugt, daß Deutschlands
Platz in der Weltgeschichte allein im Westen
sein müsse.

1. „Der Ruf“

So traten Hans Werner Richter und Alfred
Andersch, die Herausgeber der Zeitschrift
„Der Ruf', aus der später die „Gruppe 47" her-
vorging, für einen demokratischen Sozialis-
mus ein, in dem sich Freiheit und Planung
konstruktiv verbinden sollten. Indem
Deutschland die Idee der Demokratie und die
Idee des Sozialismus zu vereinen suchte, war
es in den Augen von Andersch und Richter in
besonderem Maße dafür geeignet, eine
„Brücke zwischen Ost und West"11) zu schla-
gen. Die Autoren des „Ruf“ dachten an eine
ost-westliche Symbiose, an einen mittleren
Weg zwischen Kapitalismus und Kommunis-
mus. Sie faßten Deutschland als Experimen-
tierfläche zweier Ideen-Räume, als Ferment
zwischen zwei Ordnungen auf: Deutschland
sollte den Sozialismus demokratisieren und
die Demokratie sozialisieren ) .12

Im Mittelpunkt der politischen Konzeption
des „Ruf“ stand die Verbindung von demokra-
tischer Staatsform und sozialistischer Wirt-
schaftsordnung, die Verbindung von politi-
scher und wirtschaftlicher Demokratie. Im
Rückblick hat Hans Werner Richter die
Grundidee folgendermaßen erläutert: „Wir*



wollten unter gar keinen Umständen eine
neue Diktatur von welcher Seite auch immer,
sondern eine Demokratie mit einem freiheit-
lichen Parlament.. „ wir konnten uns die Ver-
gesellschaftung der Produktionsmittel einer-
seits und den Aufbau einer pluralistischen
Gesellschaft, mit einer Parteienvielfalt und ei-
nem Parlament, wie es die bürgerliche Revo-
lution hervorgebracht hat, andererseits, sehr
gut vorstellen... ).13

Die Autoren des „Ruf' machten deutlich, daß
der „deutsche Sonderweg“ ein Irrweg gewesen
war, der letztlich zur Gewaltherrschaft Hit-
lers geführt hatte. Deutschland sollte daher
künftig als Machtfaktor in Europa und in der
Welt ausscheiden und sich nun mit der Rolle
des Vermittlers begnügen. Die Brückenfunk-
tion, die Deutschland von den Autoren des
„Ruf" zugedacht wurde, ließ freilich erkennen,
daß dieses in ihren Augen immer noch eine
besondere Berufung hatte. Interessant ist da-
bei der deutliche Widerspruch in den außen-
politischen Vorstellungen von Andersch und
Richter. Die Herausgeber des „Ruf" wollten ei-
nerseits die nationale Einheit bewahren, äu-
ßerten aber andererseits die Überzeugung,
daß die nationalstaatliche Ära vorbei sei, und
verfochten deshalb die Europa-Idee. Der
„dritte Weg" von Andersch und Richter blieb
ohne klare Konturen. Demgegenüber entwik-
kelten die Theoretiker des Neo-Liberalismus
und die Praktiker der sozialen Marktwirt-
schaft14) bald ein konkretes und erfolgreiches
Konzept für die Bewältigung der wirtschaftli-
chen und sozialen Aufgaben im Nachkriegs-
deutschland, das sie auch in die Praxis umset-
zen konnten.

2. Die .Frankfurter Hefte“

Walter Dirks und Eugen Kogon, die Heraus-
geber der 1946 gegründeten linkskatholi-
schen Zeitschrift „Frankfurter Hefte", traten
dafür ein, aus der Vergangenheit zu lernen.
Als einen entscheidenden Strukturfehler der

Weimarer Republik glaubten sie den Wider-
spruch zwischen der demokratischen Verfas-
sung und dem Einfluß wirtschaftlicher Macht-
gruppen erkannt zu haben. Walter Dirks
kennzeichnete die Problematik der Weimarer
Republik in der ersten Nummer der „Frank-
furter Hefte" mit folgenden Worten: „Wir ha-
ben nicht vergessen, daß die Demokratie von
1918 auch deshalb machtlos war, weil sie nur
den Staat, nicht aber die Wirtschaft zu demo-
kratisieren unternahm." )15

Die Schlußfolgerung von Dirks und Kogon
lautete: Man muß das 1918 Versäumte nach-
holen und nach 1945 nicht nur die politische,
sondern auch die „wirtschaftliche" oder „so-
ziale Demokratie" verwirklichen. Dement-
sprechend traten sie für einen „personalisti-
schen Sozialismus aus christlicher Verant-
wortung" ein und glaubten, man könne Pla-
nung und individuelle Freiheit verbinden, in-
dem man die Planung begrenze („Markt-Plan-
wirtschaft"). Bevorzugt wurden indirekte Me-
thoden der Wirtschaftssteuerung, insbeson-
dere eine Investitionsplanung. „Sozialisieren
heißt nicht verstaatlichen," schrieb Dirks,
„sondern vergenossenschaften .. .Das bedeu-
tet technisch-organisatorisch so etwas wie
.Wirtschaftsdemokratie’.... Nicht der Staat,
sondern das Volk, beispielsweise in Form von
„Sozialgemeinschaften“, sollte Träger der „mit
Freiheit durchsetzten Wirtschaftsplanung"
sein16).

3. Ulrich Noack

Im Gegensatz zu den Vorstellungen des „Ruf“
hing der Neutralismus, den der Würzburger
Historiker Ulrich Noack in den späten vierzi-
ger Jahren vertrat, nicht mit sozialistischen
Stimmungen zusammen. Noack wollte die po-
litische Zugehörigkeit Deutschlands zur west-
lichen Welt nicht in Frage stellen. Als er
seine leitende Idee, die Neutralisierung
Deutschlands, vorstellte, dachte er nicht an
Mischformen in der politischen und gesell-
schaftlichen Struktur des künftigen Deutsch-
lands, sondern an einen geistigen Austausch
zwischen Ost und West, den Deutschland be-
wirken sollte. Deutschland durfte sich nach
seiner Überzeugung nicht abkapseln, sondern
mußte sich im Gegenteil nach allen Seiten
öffnen und als Vermittler zwischen Ost und
West auftreten. In Noacks Konzeption diente
Bismarck mit seiner Vorstellung des „ehrli-



chen Maklers" als Vorbild. Erst die Umwand-
lung Deutschlands in eine entmilitarisierte,
neutrale Zone konnte nach seiner Auffassung
den weltpolitischen Gegensatz entschärfen
und den Frieden sichern. Für seine Neutrali-
sierungsidee hatte das pazifistische Motiv
größeres Gewicht als das nationale Argu-
ment ).17

Seinen politischen Gegenentwurf zur Westin-
tegration der Bundesrepublik stellte der
Würzburger Historiker im „Nauheimer Kreis", 
einem privaten Diskussionszirkel, der Öffent-
lichkeit vor. Bei der ersten Tagung des Krei-
ses am 31. Juli 1948 sagte Heinrich von Bren-
tano, der spätere Bundesaußenminister, zu
Noacks Plan:......Ob wir dadurch im Herzen
Europas ein machtpolitisches Vakuum schaf-
fen, das ist die Frage, die offen bleibt. Ich
fürchte es fast... Solange Sowjetrußland be-
steht, wird es dynamisch sein.... Eine solche
Neutralisierung muß zwangsläufig dazu füh-
ren, daß Rußland dann wieder vorstößt in den
schwächsten Raum .... Ulrich Noack ver-
suchte dagegen, die Besorgnisse zu zerstreu-
en: „... Ich meine, ein Vakuum liegt nicht vor,
wenn eine starke geistige Haltung da ist, und
wenn die sozialistischen und christlichen und
demokratischen Gruppen sich außenpolitisch
einig sind .. .“18).

1) Vgl. H.-P. Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepu-
blik, Neuwied — Berlin 1966, sowie: R. Dohse, Der
Dritte Weg. Neutralitätsbestrebungen in West-
deutschland zwischen 1945 und 1955? Hamburg
1974, S. 41—61.
18) Zit. nach: H.-J. Stehle, Vakuum im Herzen Euro-
pas. Vor dreißig Jahren stand der geistige Vater
des „Nationalneutralismus“ vor Gericht, in: Die Zeit
vom 21. Mai 1982, S. 58.
19) Vgl. H.-H. Hartwich, Zum Bedeutungswandel
des Demokratiebegriffs in der Bundesrepublik, in:
Gegenwartskunde, (1981) 1, S. 5—22.

Ulrich Noack glaubte daran, daß Ideen eine
entscheidende Rolle spielen könnten, und ig-
norierte demgegenüber die Faktoren der re-
alen Politik, seien es ökonomische Interessen

V. Die Protestbewegung von 1968

oder machtpolitische Differenzen. Ganz so
wirklichkeitsfremd, wie es die zitierte Äuße-
rung Noacks vermuten lassen würde, war die
Haltung des Historikers indes nicht. Schließ-
lich erwartete er von dem entstehenden at-
lantischen Zusammenschluß, daß die Sowjets
in Schranken gehalten würden;- er rechnete
also von vornherein mit der Existenz zweier
großer Machtblöcke in Europa und in der
Welt, und er sah in dem Zusammenschluß der
westlichen Länder eine unerläßliche Voraus-
setzung für einen bündnisfreien, neutralen
Status des gesamten Deutschlands.

Freilich verkannte Noack die Tragweite poli-
tischer und ideologischer Antagonismen zwi-
schen Ost und West, angesichts derer Konrad
Adenauer mit aller Konsequenz eine Politik
der Westintegration betrieb, die von großen
Mehrheiten getragen wurde. Schon in den
fünfziger Jahren, doch insbesondere nach
dem außenpolitischen Einlenken der SPD-
Opposition 1960 gab es einen breiten pro-
westlichen Konsensus, d. h. die Hinwendung
der meisten Deutschen zu den Prinzipien und
Institutionen der westlichen Demokratie und
zu den Lebensformen der westlichen Indu-
striegesellschaft.

Erst die studentische Protestbewegung in den
späten sechziger Jahren stellte diese Orien-
tierung in Frage. Sie wandte sich kritisch ge-
gen die Verfassungsinstitutionen der reprä-
sentativen Demokratie.

Hatten die Verfassungsväter der Bundesrepu-
blik bei der Konstituierung des Grundgeset-
zes ein tiefes Mißtrauen gegen Formen un-
mittelbarer Demokratie gezeigt und auf das
Prinzip der Repräsentation gesetzt19), so
kennzeichnete die Protestbewegung der sech-
ziger Jahre demgegenüber das bestehende
Repräsentativsystem als „autoritär" und ver-
warf es zugunsten plebiszitärer und partizipa-
torischer Denkmodelle. Das Ideal eines wirk-
lich demokratischen Sozialismus sollte die

bürgerliche Demokratie des Westens ablö-
sen.

1. Die Rätediskussion

Rätedemokratische Vorstellungen hatten in-
nerhalb der Studentenschaft Konjunktur, wo-
bei Teile der Studentenbewegung auf Positio-
nen der zwanziger Jahre zurückgriffen. Rudi
Dutschke, einer der Wortführer der Studen-
tenrevolte, nannte als Ziel der Bewegung „ein
System von direkter Demokratie ..., und zwar
von Rätedemokratie, die es den Menschen er-
laubt, ihre zeitweiligen Vertreter direkt zu
wählen und abzuwählen". Ein solches System
diene dazu, die „Herrschaft von Menschen
über Menschen auf das kleinstmögliche Maß"
zu reduzieren20). In der Zeitschrift „Kursbuch"
konkretisierten Hans Magnus Enzensberger,
Rudi Dutschke, Bernd Rabehl und Christian
Semler in einem „Gespräch über die Zukunft"
20) In: Der Spiegel vom 10. Juli 1967.



1968 ihr Modell einer Rätedemokratie. West-
Berlin sollte sich, so der utopische Entwurf, in
Kollektive von jeweils 3 000 bis 5 000 Men-
schen aufgliedern, die sich um eine Fabrik
zentrieren sollten. Eine solche Assoziations-
form würde die „Herrschaft der Produzenten
über ihre Produktionsbedingungen, ihre Pro-
dukte und ihre ganzen Lebensbedingungen“
bedeuten. Die Zusammenarbeit zwischen den
Kollektiven der Stadt würde in einem ober-
sten Städterat organisiert werden, „in den die
Vertreter der einzelnen Kommunen, die ein-
zelnen Räte, jederzeit wählbar und abwählbar,
ihre Vertreter hineinschicken. Sie werden
den Wirtschaftsablauf kontrollieren, und zwar
ohne disziplinierende Anweisungen zu ge-
ben.“21)
Hinter dieser Wiederbelebung rätedemokra-
tischer Positionen in den späten sechziger
Jahren stand eine fundamentaldemokratische
Kritik am repräsentativen Regierungssystem:
Man konstatierte eine Diskrepanz zwischen
dem Gedanken der Repräsentation und der
Idee der Volkssouveränität und argumentier-
te, daß Parlamente und Abgeordnete mit
freiem Mandat der Identität von Regierenden
und Regierten ä la Rousseau widersprächen
und lediglich dazu dienten, die Volksherr-
schaft zugunsten der Herrschaft politischer
Oligarchien auszuschließen.
Gegen die Vorstellung einer Rätedemokratie
spricht freilich nicht nur die historische Er-
fahrung mit dieser Form der Partizipation; ge-
gen sie stellen sich auch Erfahrungseinwände
organisationstechnischer und sozialpsycholo-
gischer Art. In einem großen Flächenstaat mit
arbeitsteiliger Industriegesellschaft erscheint
es unmöglich, daß der Tendenz nach alle Bür-
ger an allen Entscheidungen, die sie betreffen,
unmittelbar beteiligt werden. Das Ideal einer
Selbstregierung des Volkes setzt zudem einen
kaum erreichbaren Grad an rationaler politi-
scher Einsicht und an kontinuierlicher politi-
scher Teilnahme des Bürgers voraus22). Die

Erwartungen der Rätetheoretiker entspre-
chen der Wirklichkeit weder im Hinblick auf
die Praktikabilität und die Effizienz des Sy-
stems noch im Hinblick auf die politische Mo-
bilisierbarkeit der Bürger. Allerdings mach-
ten die Verfechter der Rätekonzeption mit ih-
rem fundamentalen Angriff auf das Repräsen-
tativsystem — präziser als jede systemimma-
nente Kritik dies vermöchte — die Problem-
punkte der parlamentarischen Demokratie
deutlich und zeigten damit auch die Richtung
der notwendigen gesellschaftlichen Reformen
an.
War man sich in der Diskussion über den
„dritten Weg“ in der Revolution 1918/19 un-
eins über die Frage, ob die Verbindung von
Parlamentarismus und Rätewesen möglich ist,
so gingen demgegenüber die Rätekonzeptio-
nen in den späten sechziger Jahren durchweg
von der grundsätzlichen Unvereinbarkeit die-
ser beiden Prinzipien politischer Organisa-
tion aus23). Man begriff das Rätesystem als
radikaldemokratische Alternative zur parla-
mentarischen Demokratie und zur kommuni-
stischen Diktatur.

2. „Toller"

Entsprechend fanden in den späten sechziger
Jahren jene intellektuellen Schriftsteller, die
sich in der Revolution 1918/19 für einen „drit-
ten Weg" engagiert hatten, wieder großes In-
teresse24). Das Schauspiel „Toller“ (1968) von
Tankred Dorst hatte hierbei exemplarischen
Stellenwert. Ernst Toller erscheint in diesem
Drama — wie auch Erich Mühsam und Gu-
stav Landauer — als „Idealist", dem es zwar an
politischer Erfahrung mangelt, der aber auch
weiß, daß er sich als Schriftsteller nicht mehr •
allein mit ästhetischen Problemen befassen
darf. Dieser Dichter wird nun mit der politi-
schen Realität konfrontiert und dem politi-
schen Praktiker gegenübergestellt, der als
„Realist“ die Notwendigkeiten der Entwick-
lung zu erkennen glaubt. Der Verfechter ei-
ner freien Rätedemokratie wird kontrastiert
mit dem Anhänger der kommunistischen
Sache 25).
In dem Drama von Dorst beschreibt Toller am
Schluß seine Haltung folgendermaßen: „Blut
ist geflossen. Unschuldige sind gefallen, er-

3) Vgl. G. A. Ritter, „Direkte Demokratie" und Räte-
wesen in Geschichte und Gegenwart, in: E. K.
Scheuch (Hrsg.), Die Wiedertäufer der Wohlstands-
gesellschaft, Köln 1968, S. 209 f.
24) Vgl. W. Fritzsche, Die Intellektuellen der Baye-
rischen Revolution, in: Kürbiskern (1969) 2 und 4; P.
Schütt, Novemberrevolution in der Bundesrepu-
blik, in: Kürbiskern, (1969) 3, S. 553—565.
2)5 Vgl. W. Ismayr, Das politische Theater in West-
deutschland, Meisenheim 1977, S. 288f.



mordet, zertreten worden. Ich habe es mit
Entsetzen gesehen. Aber ich weiß heute: wer
auf der Ebene der Politik, im Miteinander
ökonomischer und menschlicher Interessen
kämpft, muß die Erfahrung machen, daß Ge-
setz und Folgen seines Kampfes von anderen
Mächten bestimmt werden als von seinen gu-
ten Absichten, daß ihm die Art der Wehr und
Gegenwehr aufgezwungen wird. Und da die-
ses Blut geflossen ist in den Tagen, für die ich
hier angeklagt bin, sage ich es Ihnen, die dort
sitzen, als Zuschauer nur, als ewig Abwar-
tende und ewig Unschuldige: Menschen ha-
ben dies getan und ich habe es mit ihnen
getan." )26

Die Hauptfigur von Dorsts Drama kommt da-
mit zu einem anderen Schluß als der Schrift-
steller Ernst Toller nach dem Ende der
Münchner Räterepublik. Toller schilderte in
dem Stück ,Masse-Mensch" sein Dilemma als
Dichter, der sich der revolutionären Aktion
verschrieben hatte, und verneinte letztlich
die Frage, ob der politisch engagierte Huma-
nist um der Revolution willen Menschen tö-
ten lassen dürfe. In Dorsts Drama sieht die
Hauptfigur sehr deutlich, daß es wohl zwi-
schen den politischen Mechanismen und den
Ideen und Intentionen des Dichters einen
großen Unterschied gibt. Der Schriftsteller
Toller in Dorsts Stück erkennt, daß politi-
sches Handeln anderen Gesetzmäßigkeiten
folgt als utopisches Denken. Aber er begreift,
daß der Handelnde zwangsläufig schuldig
werden muß, und akzeptiert diese Schuld,
denn er meint, daß die völlige Passivität in
gewisser Hinsicht auch Schuld bedeutet. Der

Schriftsteller Toller in Dorsts Drama sucht
die Verbindung von moralischem Bewußtsein
und politischer Tat27).
Tankred Dorst sieht Toller kritisch; er be-
schreibt ihn als Schauspieler, „der Revolution
machen wollte, aber Literatur gemacht hat"28).
Der Dichter tauge nicht zum Politiker. Aber
Dorst demaskiert nicht nur Toller als Träu-
mer, sondern er zeigt auch, daß die Fähigkeit
des Schriftstellers zur Reflexion erst sein pro-
blematisches Verhältnis zum politischen
Handeln bedingt. Toller sieht die Zusammen-
hänge, deshalb kann er nicht skrupellos han-
deln.
Für den Diskussionszustand in der Bundesre-
publik in den späten. sechziger Jahren kann
Dorsts Drama als repräsentativ angesehen
werden. Nach dem Regierungswechsel 1969
in Bonn versuchte die sozial-liberale Koali-
tion den revolutionären Impetus der Protest-
bewegung in die Bahnen der parlamentari-
schen Demokratie zu lenken und für Refor-
men zu nutzen. Auch außenpolitisch wurde
die Kritik entschärft, indem man die Westin-
tegration der Bundesrepublik durch die Nor-
malisierung des Verhältnisses zu ihren östli-
chen Nachbarn ergänzte. Damit fand ein
wichtiger Bestandteil neutralistischer' Kon-
zeptionen Eingang in die amtliche Politik: Die
Bundesrepublik verstand sich nunmehr als
Element des Ausgleichs zwischen Ost und
West. Allerdings betrieb Bonn seine Politik
nicht von einer „dritten", neutralen Position
aus, sondern hielt unverbrüchlich an der Ver-
ankerung der Bundesrepublik im Westen
fest.

VI. Die Aktualität der „deutschen

Die Diskussion über den deutschen Standort
flammte Ende der siebziger Jahre wieder auf.
Zunächst beschäftigte das Thema vor allem
intellektuelle Kreise, erst im Zusammenhang
mit der Friedensdiskussion fand es Resonanz
auch bei einer größeren Öffentlichkeit. Im
Zuge einer Verschärfung des Ost-West-Ver-
hältnisses stellte man die Frage, ob die allzu
enge Bindung der Bonner Politik an die politi-
schen Schachzüge der westlichen Führungs-
macht USA mit den „besonderen deutschen
Interessen“ wirklich vereinbar sei, und thema-
tisierte damit die Bündnisfrage. Der politische
Wert der Westintegration wurde zunehmend
nach den Chancen und Risiken beurteilt, die
sie für eine positive Entwicklung des Verhält-
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Frage"

nisses zwischen den beiden deutschen Staa-
ten mit sich brachte.

1. Deutsche Kulturnation

Vor allem deutsche Schriftsteller setzten sich
seit den späten siebziger Jahren entschieden
für die Idee der deutschen Nation ein. Dabei
lassen sich im wesentlichen drei Auffassun-
gen unterscheiden:
a) Bei manchen Schriftstellern ist das Bewußt-
sein vom einen Deutschland sehr ausgeprägt.
So notierte beispielsweise Martin Walser:.....



Aus meinem historischen Bewußtsein ist
Deutschland nicht zu tilgen ... Wir dürften,
sage ich mir vor Kühnheit zitternd, die BRD
so wenig anerkennen wie die DDR. Wir müs-
sen die Wunde namens Deutschland offenhal-
ten..."29). Diese Bezugnahme auf das ganze
Deutschland erschwert offensichtlich die
Identifikation der westdeutschen Autoren mit
der Bundesrepublik.
b) Andere Schriftsteller verspüren die politi-
sche Spaltung Deutschlands stärker als Reali-
tät. Sie halten die Anerkennung zweier politi-
scher Nationen, zweier „Vaterländer", für un-
ausweichlich, und sehen in der „Mutterspra-
che", in der Kultur- und Sprachnation, die ein-
zige Klammer zwischen den Deutschen in Ost
und West. Manche Autoren meinen sogar,
daß nur die Literatursprache noch den Ge-
danken an Deutschland, an die Einheit der
deutschen Kultur und Sprache bewahrt, weil
sich die Literatursprache im westlichen und
im östlichen Deutschland weniger verändert
hat als die Sprache des Alltags und die Spra-
che der Politik. Bei vielen Autoren lebt somit
das Bewußtsein vom gesamtdeutschen histo-
risch-kulturellen Erbe fort Beispielhaft für
diese heute dominierende Position ist der
Hinweis Peter Härtlings:.....Aber die Wörter
teilen wir noch in unsern Geschichten ... ) .30

c) Manche Schriftsteller heben hervor, daß
heute der Bezug auf eine deutsche Gesamtna-
tion, auf „Deutschland“, nicht mehr in Frage
kommt. Sie meinen auch, daß die gemeinsame
Sprache und Kultur keine große Ausstrah-
lungskraft mehr hat, und stellen daher das
Bewußtsein vom einen Deutschland in Frage.
So nennt Dieter Wellershoff Deutschland das
Land der Deutschen, „ein Wort ohne Anwend-
barkeit", denn Deutschland existiere nicht
mehr. Damit sei auch die deutsche Nation im
Begriff zu verschwinden. Hinter dem „reali-
tätsmächtigeren Leitbegriff" Bundesrepublik
erscheint ihm Deutschland als „kaum hörba-
rer Nachhall". Wellershoff sieht in der Bun-
desrepublik einen „akzeptablen politischen
Lebensrahmen", der ihm Ersatz ist für das
„verlorene Ganze" ). Er findet, daß der Ge-
danke vom einen Deutschland die Realität
nicht mehr abbilde, denn die Bundesrepublik
sei inzwischen so real wie die DDR. Es gebe
zwar Deutsche in einem westdeutschen und
in einem ostdeutschen Staat, aber es gebe ei-
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gentlich keine einheitliche deutsche Nation
mehr. Der Schriftsteller Günter Kunert zieht
daraus den Schluß, daß den Deutschen bei
ihrem Versuch, eine Identität zu finden, Eu-
ropa eine „höhere Heimat" sein könnte32).
Jedoch sind die meisten Literaten der Über-
zeugung, daß das Verbindende zwischen den
beiden deutschen Staaten das Trennende
überwiegt. Beide deutschen Staaten hätten
aufgrund von Geschichte, Sprache und Kultur
noch vieles gemeinsam, sie bildeten zusam-
men die „deutsche Kulturnation".
Angesichts fortschreitender Entfremdungser-
scheinungen stellt sich aber die Frage, ob es
wirklich noch tragende kulturelle Gemein-
samkeiten zwischen der Bundesrepublik und
der DDR gibt, da die Entwicklung seit 1945 ja
gerade dadurch bestimmt wurde, daß die na-
tionalen Bande auch im Bereich der Kultur
durch die ideologischen Gegensätze einem
Erosionsprozeß ausgesetzt waren33).
In den achtziger Jahren wurde die Idee der
„deutschen Kulturnation" eminent politisch
„aufgeladen". Deutsche Schriftsteller aus Ost
und West brachten in gemeinsamen Treffen
ihre Sorge um den Frieden zum Ausdruck.
Dabei war erkennbar, daß der Gedanke eines
besonderen Weges für Deutschland wieder
eine Rolle spielt.

2. Nationalneutralismus

In einem offenen Brief an den sowjetischen
Staats- und Parteichef Breschnjew forderten
deutsche Schriftsteller und Intellektuelle zu
Beginn der achtziger Jahre die Entmilitarisie-
rung und Neutralisierung Deutschlands. Der
Appell, von Ingeborg Drewitz, Wolf Bier-
mann, Rolf Hochhuth, Walter Jens, Gerhard
Zwerenz und anderen unterzeichnet, nannte
die deutsche Teilung als Ursache der „tödlich-
sten Bedrohung", die es in Europa jemals ge-
geben habe. Daher gelte es, „die beiden Teile



Deutschlands der Blockkonfrontation zu ent-
ziehen“34).
Auch Teile der deutschen Friedensbewegung
distanzieren sich von der amerikanisch-atlan-
tischen Allianz und stellen die Herauslösung
der Bundesrepublik aus der NATO offen zur
Diskussion. Diese Gruppen verfechten die
Idee eines wiedervereinigten, neutralen, von
den Blöcken losgelösten Deutschlands („Na-
tionalneutralismus"). Sie argumentieren, im
Ernstfall wäre Deutschland Kriegsschauplatz.
Darum bildeten die beiden deutschen Staaten
eine „Gefahrengemeinschaft". Die Deutschen
müßten ihr Schicksal selbst in die Hand neh-
men und die beiden Teile Deutschlands aus
der Konfrontation zwischen Ost und West
heraushalten. Peter Brandt und Herbert Am-
mon, zwei Wortführer dieses „linken Nationa-
lismus", äußern die Überzeugung:.....So wird
die deutsche Frage ... zum Friedensinstru-
ment für Europa: Ein Ausscheiden der beiden
deutschen Staaten aus den Militärblöcken
schafft eine reale Entspannungszone und er-
leichtert zugleich eine engere Zusammenar-
beit zwischen den beiden deutschen Staa-
ten ... Als Etappe auf dem Weg zur nationa-
len Einheit wäre eine Konföderation zwi-
schen den beiden deutschen Staaten denkbar,
welche aller Voraussicht nach die auf demo-
kratische und sozialistische Reformen drän-
genden Kräfte stärkte... Und sollte nicht al-
len Europäern daran gelegen sein, im Zen-
trum des Kontinents ein friedliches Land zu
haben, als Mittler zwischen Ost und West,
dessen Bewohner befreit sind vom Trauma ih-
rer NS-Vergangenheit, der deutschen Tei-
lung .. ,"35)
Dies würde eine fundamentale außenpoliti-
sche Kursrevision bedeuten. Freilich unter-
schätzen die Autoren des Konzepts in hohem
Maße das politische Gewicht der Westinte-
gration der Bundesrepublik, und sie lassen
sich zudem von der illusionären Vorstellung
leiten, die Sowjetunion werde die Einbezie-
hung der DDR in den Ostblock in Frage stel-
len lassen. Außerdem kehren sie ein wichti-
ges Prinzip westdeutscher Politik, nämlich
dem Friedensgebot Vorrang zu geben vor
dem Verlangen, Deutschland wieder zu verei-
nigen, um. Nicht die Nation, sondern der Frie-
den rangiert seither faktisch an erster Stelle
in der westdeutschen Politik. In Teilen der
Friedensbewegung zeigt sich nun die Bestre-
bung, die deutsche Einheit ohne Wenn und

Aber zur politischen Priorität zu erheben,
ohne die Frage nach friedensgefährdenden
bzw. friedenssichernden Faktoren zu stellen.
Friede und Nation, sagt Wolfgang Venohr,
seien identisch. Das heißt: Ohne die Einheit
Deutschlands werde es keinen dauerhaften
Frieden in Europa geben; die Einheit
Deutschlands anstreben bedeute also, den
Frieden wollen36).
Symptomatisch für diese „nationalneutralisti-
sche" Literatur ist durchgängig das Fehlen ei-
nes konkreten Entwurfes für eine „dritte
Form" des politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Lebens. Die radikale Infra-
gestellung des Status quo bleibt weitgehend
auf die außenpolitische Orientierung
Deutschlands beschränkt, während die Frage
nach der politischen und gesellschaftlichen
Struktur der an einem blockfreien Mitteleu-
ropa beteiligten Staaten ausgeklammert wird.
Symptomatisch ist auch, daß in der mehr po-
lemischen Formel vom „beiderseits besetzten
Deutschland", die in der Friedensbewegung
die Runde macht, die Differenzierung zwi-
schen der politischen Ordnung der DDR und
der Bundesrepublik völlig aus dem Blickfeld
verschwindet: Beide Systeme erscheinen
ohne Unterschied als negativ, weil sie, so
die These, „fremden Einflüssen" ausgesetzt
seien ).37

3. Die „Europäisierung Europas"

Eine andere Variante, zugleich eine andere
Dimensionierung der „Idee des dritten We-
ges“ entwickelt Peter Bender. Er vertritt die
These, Europa sei heute nicht mehr ideolo-
gisch, sondern nur noch politisch geteilt. Im
Osten habe eine geistige Entideologisierung
stattgefunden, die Staaten des Ostblocks
seien zu „normalen" Staaten geworden, die
nur noch diktatorisch regiert und ideologisch
verklärt würden. Die Europäer in Ost und
West sollten sich folglich auf lange Sicht von
den Supermächten abkoppeln, „emanzipieren“
und sich politisch zwischen Moskau und Wa-
shington einrichten38).
Diese Konzeption ist mehr von Wunschden-
ken als von einer Analyse der überprüfbaren
Realität geleitet. Der Gegensatz zwischen Ost
und West erscheint tendenziell nur mehr als
Konkurrenz zwischen den beiden Supermäch-
ten, der die Europäer gewissermaßen neutral
zuschauen. Die Vision eines „europäischen



Europas" über die Systemgrenzen hinweg
kann Peter Bender nur entwerfen, weil er den
grundlegenden Unterschied zwischen rechts-
staatlicher Demokratie und kommunistischer
Diktatur für die Weltpolitik verwischt bzw.
zum Interessengegensatz nivelliert sowie die
wehrhafte Überzeugungsbindung zwischen
den westeuropäischen Demokratien und der
amerikanischen Demokratie als reines Inter-
essenbündnis jenseits aller Moral und Ideolo-
gie deklariert39).

41) In: Frankfurter Rundschau (FR) vom 19. Febr.
1983, S. 14.
42) In: FR vom 21. Febr. 1983, S. 14.
43) In: Der Spiegel vom 14. Juni 1982, S. 52.

Das aktuelle Schlagwort eines „europäischen
Europas" ist in der politischen Diskussion
vage und vieldeutig. Die einen umschreiben
damit schlicht den Sachverhalt, daß Westeu-
ropa gegenüber den USA in der westlichen
Allianz größeres Gewicht erhalten soll. Der
„europäische Pfeiler" der NATO solle gestärkt
werden, es gehe um die „Selbstbehauptung
Europas" (Horst Ehmke). Andere hingegen fül-
len die Formel mit brisanterem Inhalt und
suchen nach einem europäischen Weg zwi-
schen den großen Machtblöcken in Ost und
West. Die Tatsache, daß die westeuropäischen
Demokratien und die amerikanische Demo-
kratie eine politische Wertegemeinschaft bil-
den, tritt dabei in den Hintergrund.

4. Der „dritte Weg" der GRÜNEN

Nach den Worten von Petra Kelly streben die
deutschen GRÜNEN „eine Form von ökolo-
gisch selbstverwaltetem emanzipativen Sozia-
lismus"40) an. Das jüngste Beispiel für einen
„dritten Weg" in Politik und Wirtschaft ist die-
ser Entwurf der GRÜNEN, selbst wenn er
nicht immer explizit so etikettiert wird.
Das 1983 in Sindelfingen beschlossene Wirt-
schaftsprogramm der GRÜNEN grenzt sich
nach zwei Seiten ab: „Zur Verwirklichung ei-
ner ökologischen, sozialen und basisdemokra-
tischen Wirtschaft haben sich sowohl die ka-

pitalistischen als auch die sogenannten real-
sozialistischen Gesellschaftssysteme als un-
tauglich erwiesen: beide Systeme sind Vari-
anten einer entfremdeten Fabrik- und Büro-
gesellschaft, die sich an zerstörerischem indu-
striellen Wachstum ausrichtet.. ."41). Die
GRÜNEN wollen Grund und Boden, Produk-
tionsmittel und Banken „in neue gesellschaft-
liche Formen des Eigentums" überführen, leh-
nen aber die „bekannten Formen der Ver-
staatlichung" ab, weil sie keine „basisdemo-
kratische Kontrolle" ermöglichten. Zentraler
Punkt des grünen Wirtschaftsprogramms ist
die Forderung, „daß die Betroffenen selbst die
Entscheidungen darüber treffen, was, wie und
wo produziert wird“. Die GRÜNEN setzen auf
Autonomie und Selbstbestimmung in den Be-
trieben. Damit die betrieblichen Entscheidun-
gen den gesamtgesellschaftlichen Interessen
in sozialer und ökologischer Hinsicht gerecht
werden, sollen auf allen Ebenen Selbstverwal-
tungsgremien, z. B. Wirtschafts- und Sozialrä-
te, geschaffen werden, in denen die Zusam-
menarbeit der Produzenten mit anderen Be-
völkerungsgruppen, etwa den Verbrauchern,
organisiert wird42).

Die GRÜNEN stellen das Konzept der „Basis-
demokratie“ gegen die Institutionen der re-
präsentativen Demokratie. Petra Kelly ver-
steht die GRÜNEN als .Antipartei-Partei", die
in den Parlamenten nichts als „reine Opposi-
tion" machen solle. Die Parlamente würden
von den GRÜNEN „mitbenutzt", um die außer-
parlamentarische Bewegung auf ein „zweites
Bein" zu stellen ) . Der fundamentaloppositio43 -
nelle Flügel der GRÜNEN liegt allerdings im
Widerstreit mit einer „pragmatischen" Strö-
mung in der Partei, die auf „Parlamentarisie-
rung" drängt. Einig sind sich die GRÜNEN
dagegen in der Forderung, die Bundesrepu-
blik solle die westliche Allianz verlassen und
einen Weg zwischen den Blöcken gehen.

Der „Sonderweg", der Deutschland seit dem
19. Jahrhundert von der liberalen, demokrati-
schen Entwicklung im Westen abschnitt,
führte am Ende in die nationalsozialistische
Barbarei. Dabei war der Preis für den Ver-
such, einen eigenen Weg abseits von den
Werten des Westens zu gehen, die Teilung
Deutschlands und die Einordnung der beiden

40) In: Der Spiegel vom 14. Juni 1982, S.56.

VII. Schlußbemerkung

Teile des gespaltenen Landes in die großen
Machtsysteme in Ost und West. Die welt-
weite Polarisierung im Zuge des Ost-West-
Konflikts hat nicht nur das europäische Ge-
wicht, sondern auch die prekäre deutsche
Rolle in Europa stark relativiert. Nach 1945
konnte es keinen „deutschen Sonderweg"
mehr geben.



Die Virulenz der Debatte über den „dritten
Weg" hängt mit der Lage Deutschlands an der
Nahtstelle zwischen Ost und West zusam-
men. Dabei verbindet sich die Einordnung der
Deutschen in das west-östliche Kräftefeld
häufig mit der Suche nach einer neuen politi-
schen und gesellschaftlichen Ordnung, die
alle Nachteile bestehender Systeme vermei-
den und alle Vorzüge denkbarer Systeme ver-
einen soll. Ein „dritter Weg" müßte sich dem-
nach in gleicher Weise von den beiden beste-
henden Wegen unterscheiden. Ein gleicher

Abstand (Äquidistanz") zur praktisch mit
marktwirtschaftlichen Ordnungen verbunde-
nen rechtsstaatlichen repräsentativen Demo-
kratie des Westens und zur kommunistischen
Diktatur des Ostens ist aber nicht möglich.
Daher darf, so expliziert Gesine Schwan, die
historische Grundentscheidung der Bundes-
republik für die westliche Demokratie nicht
durch inhaltlich völlig unklare Propagierun-
gen eines „dritten Weges" verwischt wer-
den ).44



Wolfgang Ismayr: Kulturförderung zwischen Neuorientierung und Spar-
zwängen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 3—16

Konkret erfahrbare Fehlentwicklungen wie Umweltzerstörung und die Gefährdung huma-
ner Lebensbedingungen in den Städten haben einen Wandel des Kulturverständnisses
herausgefordert; danach umfaßt Kultur alle schöpferischen Äußerungen der Menschen.
Auf der Grundlage dieses erweiterten Kulturverständnisses wird seit Anfang der siebzi-
ger Jahre in den Empfehlungen des Deutschen Städtetages, der UNESCO und des Euro-
parats der Humanisierung und Kultivierung der Umwelt im politischen Handeln Priorität
gegenüber rein ökonomischen Zielsetzungen eingeräumt Auch im engeren Sinne ver-
standen, kann sich dementsprechend Kunst- und Kulturförderung nicht darauf beschrän-
ken, die traditionellen kulturellen Einrichtungen zu unterhalten und zu fördern! Verstärkt
hinzukommen müssen die Förderung von Künstlern, soziokulturellen Initiativen und
Stadtteilzentren, kulturpädagogische Aktivitäten und kulturelle Kooperation.
Die z. T. einschneidenden Kürzungen in den Kulturhaushalten der Länder und Kommu-
nen beeinträchtigen diese Entwicklung. Bei den kulturellen Einrichtungen können Kür-
zungen rasch zu einem Substanzverlust und erheblichen Qualitätseinbußen führen. Be-
sonders betroffen sind neue, alternative Ansätze der Kulturarbeit, für die bisher ohnehin
nur ein sehr bescheidener Anteil der Kulturausgaben zur Verfügung gestellt wurde.
Erneut hat der Deutsche Städtetag die nun auch von Verfassungsjuristen unterstützte
Auffassung bekräftigt, daß Kulturförderung als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstver-
waltung aufzufassen ist. Für ihre Forderung nach Landeszuschüssen zur Erfüllung über-
örtlicher Aufgaben erhalten die Kommunen angesichts zum Teil einschneidender Kür-
zungen auch von kulturell engagierten Parlamentariern über die Parteigrenzen hinweg
Unterstützung.
Nach wie vor tun sich Kulturpolitiker aller Parteien schwer, die kulturelle Dimension im
Kontext konkurrierender Interessen zur Geltung zu bringen, doch zeigen Vorstöße bei
den letzten Haushaltsberatungen immerhin, daß engagierte Kulturpolitiker nicht auf ver-
lorenem Posten stehen müssen. Sie gehen zunehmend von einem erweiterten Kulturver-
ständnis aus, wie es sich auch bei neuen konzeptionellen und programmatischen Ansät-
zen von Parteien und Gewerkschaften zeigt.

Richard Albrecht: „Literaturgesellschaft" DDR. Leseverhalten, Lektüreinter-
essen und Leseerfahrungen
Aus Politik, und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 17—26

Die Deutsche Demokratische Republik ist — dies vermitteln die globalen Daten zur Buch-
produktion — auch im internationalen Vergleich mit entwickelten industriellen Gesell-
schaften ein „Leseland". Im Selbstverständnis ihrer Führungsschicht gilt sie als entwickel-
tes „Leseland", das beansprucht, die Vision einer sozialistischen „Literaturgesellschaft" auf
deutschem Boden zu verwirklichen.
Unterhalb einer allgemein-abstrakten Ebene freilich stellt sich die „Literaturgesellschaft"
DDR widersprüchlich dar. Einmal muß die Lektüre als besondere Form individueller
Gestaltung der disponiblen Zeit mit anderen Medien und Freizeitvollzügen konkurrieren,
zum anderen konnte bisher auch in der DDR trotz aller — zum Teil gewiß anerkennens-
werter — literaturpädagogischer Bemühungen ein Widerspruch in den Lektüreinteressen
selbst nicht aufgelöst werden. Dieser ist gekennzeichnet durch das Lesemotiv Unterhal-
tung und Ablenkung einerseits und die angebotenen Lesestoffe andererseits. Besonders
deutlich zeigt sich dies bei der quantitativ und qualitativ besonders untersuchten fiktiona-
len Textsorte „sozialistische Gegenwartsliteratur“, deren zeitgenössische Arbeiten (Roma-
ne) an den Lektürebedürfnissen und Leseerfahrungen nicht weniger DDR-Bürger vorbei-
gehen.



Helmut L. Müller: Der „dritte Weg“ als deutsche Gesellschaftsidee
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 27—38

Die Bundesrepublik Deutschland versteht sich seit 1949 als Bestandteil des westlichen
Europas und der westlichen Welt „Westintegration“ war in den fünfziger Jahren ein Reiz-
begriff, denn die SPD bekämpfte Adenauers Politik heftig, weil sie befürchtete, die Einbin-
dung der Bundesrepublik in den Westen würde die Einheit der deutschen Nation aufs
Spiel setzen. 1960 stimmte auch die SPD Adenauers außenpolitischem Kurs zu, die Bun-
desrepublik fand ihren endgültigen und unbestrittenen Ort im europäischen Konzept, im
Kreis der westlichen Demokratien. Seit einigen Jahren aber wird die „Bündnisfrage" der
Bundesrepublik erneut diskutiert. Dabei findet ein alter Gedanke neuen Anklang: die
Vorstellung eines „dritten Weges“ zwischen Ost und West
Der Beitrag stellt diese für Deutschland charakteristische Gesellschaftsidee an einigen
Beispielen dar. In der bayerischen Revolution 1918/19 suchten die intellektuellen Schrift-
steller Eisner, Toller, Mühsam und Landauer einen „dritten Weg" zwischen bolschewisti-
schem Rätestaat und bürgerlich-parlamentarischer Demokratie. In der Weimarer Repu-
blik diskutierte man unter der Überschrift „Gemeinwirtschaft“ und „Wirtschaftsdemokra-
tie“ über einen „dritten Weg“ im wirtschaftlichen Bereich. Beim deutschen Neubeginn
nach 1945 hofften manche Intellektuelle auf ein wiedervereinigtes, neutrales, entmilitari-
siertes Deutschland zwischen Ost und West In den späten sechziger Jahren stand die
Formel vom „dritten Weg“ für die von Rätetheorien inspirierte Fundamentalkritik an der
parlamentarisch-repräsentativen Demokratie. Heute stellen manche Gruppen die Heraus-
lösung der Bundesrepublik aus der westlichen Allianz offen zur Diskussion.
Der Beitrag kommt zu dem Befund, daß ein „deutscher Sonderweg" nicht mehr möglich ist,
die historische Grundentscheidung der Bundesrepublik für die westliche Demokratie folg-
lich nicht durch inhaltlich völlig unklare Propagierungen eines „dritten Weges" verwischt
werden darf.


